Preußiſche Geſetz ammlung 


1932 Ausgegeben zu Berlin, den 3. September 1932 | Nr. 48 


Tag Inhalt: Seite 
1. 9. 32. Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung 283 
23. 8. 32. Verordnung zur Ergänzung und zur Verlängerung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 19. September 

1210 und der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpachtverträge vom 19. Sep⸗ 
e e ß dd oe 293 


(Nr. 13781.) Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung. Vom 1. September 
1932. 
Auf Grund der Verordnungen des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) und vom 6. Oktober 1931, Dritter Teil Kapitel III § 2 (Reichsgeſetzbl. I S. 537) wird 
verordnet: 


Kapitel J. 
Staatsverwaltung. 
A. Mittelbehörden. 


8. 15 

() Der Oberpräſident iſt der ſtändige Vertreter der Staatsregierung in der Provinz. Er ln 
die politiſchen, wirtſchaftlichen, ſozialen und kulturellen Vorgänge in der Provinz zu beobachten 0 
und darüber zu wachen, daß innerhalb der Provinz die Verwaltung einheitlich und dem Geſetze, 
den Verordnungen und dem Staatswohl entſprechend geführt wird. Er iſt zu dieſem Zwecke 
insbeſondere befugt, ſich von ſämtlichen Behörden innerhalb der Provinz unterrichten zu laſſen, 
ſie auf die maßgebenden Geſichtspunkte und die danach erforderlichen Maßnahmen hinzuweiſen 
ſowie bei Gefahr im Verzug einſtweilige Anordnungen zu treffen. 

(2) Der Oberpräſident führt unter der Aufſicht der Miniſter und unter der geſetzlich geordneten 
Mitwirkung des Provinzialrats: 

1. die Aufſicht des Staates über die Selbſtverwaltung des Provinzialverbandes; 

2. die Aufſicht des Staates über diejenigen Körperſchaften und Einrichtungen, deren 
Geſchäftsbereich ſich innerhalb der Provinz auf mehr als einen Regierungsbezirk 
erſtreckt, ſoweit die Aufſicht nicht anderweit geregelt iſt; 

3. die eigene Verwaltung aller derjenigen Angelegenheiten, die ihm durch Geſetz oder 
durch das Staatsminiſterium übertragen ſind. 

(3) Dem Oberpräſidenten kann von dem Staatsminiſterium auch die Verwaltung einzelner 
Zweige der allgemeinen Landesverwaltung in anderen Provinzen übertragen werden. 


§ 2. 

(1) Die allgemeine Landesverwaltung innerhalb des Regierungsbezirkes führt unter der 
Aufſicht der Miniſter und unter der geſetzlich geordneten Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes der 
Regierungspräſident. 

(2) Dem Regierungspräſidenten liegt die Verwaltung aller zergehen ob, die nicht 
ausdrücklich anderen Behörden übertragen ſind. 

(3) Dem Regierungspräſidenten kann von dem Staatsminiſterium die Verwaltung einzelner 
Zweige der allgemeinen Landesverwaltung in anderen Regierungsbezirken übertragen werden. 


§ 3. 
() Die Aufgaben der Provinzialſchulkollegien gehen auf die Oberpräſidenten über. 


(2) Ferner wird die Aufficht über die en Landwirtſchaftsſchulen den Oberpräſidenten 
übertragen. 
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§ 4. 

Die Landeskulturämter werden aufgehoben. Die den Landeskulturamtspräſidenten zugewie⸗ 
ſenen Aufgaben gehen für die Stadt Berlin auf den Oberpräſidenten, im übrigen, vorbehaltlich 
einer Entſcheidung nach § 2 Abſ. 3, auf die Regierungspräſidenten mit folgenden Maßgaben über: 

1. Das Verfahren zur Bildung von Landlieferungsverbänden ($ 1 des Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Reichsſiedlungsgeſetz vom 15. Dezember 1919 — Geſetzſamml. S. 31 —) 
wird fortan von dem Oberpräſidenten geleitet. 

2. Den Vorſitz im Provinzialſiedlungsausſchuß (§ 37 a. a. O.) führt der Oberpräſident. 


8 5. 

(1) Die Aufgaben der Regierungsabteilungen für Kirchen- und Schulweſen und für direkte 
Steuern, Domänen und Forſten gehen auf die Regierungspräſidenten über, ſoweit die Aufgaben 
nicht in dieſer Verordnung anderen Stellen übertragen werden. 

(2) Die Aufſicht über die landwirtſchaftlichen Fachſchulen liegt dem Regierungspräſidenten 
ob, ſoweit nicht der zuſtändige Miniſter die fachtechniſche Aufſicht anderweit vegelt. 

(3) An die Stelle eines in Geſetzen oder Verordnungen vorgeſehenen Plenarbeſchluſſes der 
Regierung oder eines kollegialen Beſchluſſes der Regierungsabteilungen tritt die Entſcheidung 
des Regierungspräſidenten. 


§ 6. 

Dem Regierungspräſidenten werden für die ihm perſönlich übertragenen Geſchäfte nach 
Maßgabe des Geſchäftsumfanges ein Vizepräſident als ſtändiger Stellvertreter, Regierungs⸗ 
direktoren, ein Oberforſtmeiſter und Räte beigegeben. Der Oberforſtmeiſter hat die dienſtliche 
Stellung eines Regierungsdirektors. 


8 7. 

Soweit einem Regierungspräſidenten die Verwaltung einzelner Zweige der allgemeinen 
Landesverwaltung in anderen Regierungsbezirken übertragen iſt (8 2 Abſ. 3), iſt für die Angelegen⸗ 
heiten dieſes Verwaltungszweigs als Beſchlußbehörde und als Verwaltungsgericht der Bezirks⸗ 
ausſchuß zuständig, deſſen Vorſitzender der beauftragte Regierungspräſident iſt. 


§ 8. ’ 

Soweit der Oberpräſident die Geſchäfte des Regierungspräſidenten am gleichen Orte wahr- 
nimmt, werden beide Behörden möglichſt mit einheitlichem Geſchäftsbetriebe geführt. Hierbei nimmt 
der Vizepräſident des Oberpräſidiums die Stellvertretung des Regierungspräſidenten und die 
Geſchäfte des Regierungsvizepräſidenten wahr. 


89. 

(1) Die Zuſtändigkeit der Spruchkammer beim Landeskulturamt geht, auch in Berlin, auf 
den Bezirksausſchuß über. Eines der vom Staatsminiſterium gemäß § 28 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes zu ernennenden Mitglieder oder ſtellvertretenden Mitglieder ſoll mindeſtens drei Jahre 
in Landeskulturangelegenheiten tätig geweſen ſein. Dieſes Mitglied tritt in das Kollegium ein, 
wenn in Landeskulturangelegenheiten Entſcheidungen zu treffen ſind. 

(2) Die Regelung des Verfahrens, insbeſondere auch der Rechtsmittel, erfolgt durch beſondere 
Verordnung. 


§ 10. 
(1) Wo der Geſchäftsumfang es erfordert, können durch Verordnung des Staatsminiſteriums 
Abteilungen des Bezirksausſchuſſes für Teile des Regierungsbezirkes oder für Geſchäftszweige 
gebildet werden. 
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(2) Der Vorſitzende und, ſofern nicht für die verſchiedenen Abteilungen beſondere Ernennungen 
erfolgen, die ernannten Mitglieder und ihre Stellvertreter gehören allen Abteilungen an. Die 
gewählten Mitglieder werden für jede Abteilung geſondert beſtellt. 

() Soweit für Landeskulturangelegenheiten eine beſondere Abteilung des Bezirksausſchuſſes 
gebildet wird, ſind die zu wählenden Mitglieder und ihre Stellvertreter unter Berückſichtigung 
der verſchiedenen Beſitzgrößen aus den in landwirtſchaftlichen Angelegenheiten erfahrenen, zum 
Provinziallandtag wählbaren Einwohnern des Geſchäftsbezirkes der Abteilung zu wählen. Die 
Vorſchriften über den Ausſchluß der Wählbarkeit (§ 28 Abſ. 2 des Landesverwaltungsgeſetzes) 
bleiben unberührt. b i 

() Im übrigen gelten die für den Bezirksausſchuß geltenden Vorſchriften für jede Abteilung 
ſinngemäß. 


§ 11. 
Die dienſtliche Aufſicht über die Geſchäftsführung der Bezirksausſchüſſe führt der Miniſter 
des Innern. 


B. Kreis behörden. 
8 125 

() Die allgemeine Landesverwaltung innerhalb des Landkreiſes leitet unter der Aufſicht des 
Regierungspräſidenten und unter der geſetzlich geordneten Mitwirkung des Kreisausſchuſſes der 
Landrat. 

(2) Der Landrat hat darüber zu wachen, daß die Geſchäftsführung der übrigen ſtaatlichen 
Kreisbehörden nicht mit den Intereſſen der allgemeinen Landesverwaltung in Widerſpruch gerät. 
Zu dieſem Zwecke haben fich die Vorſteher der Kreisbehörden mit dem Landrat in ſtändiger Fühlung 
zu halten. Sie haben nach näherer Anweiſung des Regierungspräſidenten Verfügungen und 
Berichte durch die Hand des Landrats zu leiten oder ihm zur Kenntnis zu bringen. 

(3) Hält der Landrat die Maßnahme einer Kreisbehörde mit den Intereſſen der allgemeinen 
Landesverwaltung nicht für vereinbar, ſo hat er, falls ſich ein Einvernehmen nicht herſtellen läßt, 
die Entſcheidung des Regierungspräſidenten einzuholen. Iſt dies wegen Gefahr im Verzug 
nicht möglich, ſo iſt der Landrat berechtigt, einſtweilige Anordnungen zu treffen. 

(4) Die Eichämter werden, ſoweit der Miniſter für Handel und Gewerbe nichts anderes 
anordnet, der Aufficht des Landrats unterſtellt. Das Nähere beſtimmt der Miniſter für Handel 
und Gewerbe im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern. 


§ 18. 

() Das Staatsminiſterium kann einzelne Kreisbehörden mit dem Landrate zu einem Kreis⸗ 
amte beim Landratsamt vereinigen. Das Kreisamt beſteht aus dem Landrat und dem Vorſteher der 
anderen Kreisbehörde, die gemeinſam entſcheiden. Kommt ein Einvernehmen nicht zuſtande, ſo 
findet § 12 Abſ. 3 Anwendung. 

(2) Den Geſchäftsgang des Kreisamts leitet der Landrat. Das Nähere wird in der von den 
zuſtändigen Miniſter zu erlaſſenden Geſchäftsanweiſung für das Kreisamt geregelt. 

6) Das Kreisamt iſt zuſtändig für diejenigen Angelegenheiten, welche auf dem beſonderen 
Fachgebiete bis zur Einrichtung des Kreisamts dem Landrat und der anderen Kreisbehörde zu⸗ 
ſtanden. 

§ 14. 
(1) Der Landrat wird bei kürzerer Behinderung 
a) in den ſtaatlichen Geſchäften durch den leitenden ſtaatlichen Bürobeamten, 
b) wenn ein Kreisamt gebildet iſt (§ 13), in deſſen Geſchäften durch das andere Mit: 
glied des Kreisamts, 
e) in den Geſchäften der Kreiskommunalverwaltung durch einen vom Kreisausſchuß 
beſtellten Beamten des Kreiſes 
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vertreten. Iſt dem Landrat ein ſtaatlicher Hilfsarbeiter beigegeben, ſo übernimmt dieſer die 
Vertretung. f 
(2) In Fällen längerer Behinderung wird der Landrat, ſofern nicht der Regierungspräſident 
einen beſonderen Vertreter beſtellt, durch einen Kreisdeputierten vertreten. 
(3) Der Landrat kann, unbeſchadet feiner Vertretung in Behinderungsfällen (Abſ. 1 und 2), 
für Geſchäfte der Kreiskommunalverwaltung den ſtaatlichen Hilfsarbeiter und mit Zuſtimmung 
des Kreisausſchuſſes beſtimmte Beamte des Kreiſes mit ſeiner ſtändigen Vertretung beauftragen. 


§ 15. 
In Landkreiſen können die als Kommunalbeamte angeſtellten Kreiskommunalärzte von 
dem Miniſter für Volkswohlfahrt mit der Wahrnehmung der Obliegenheiten des Kreisarztes be- 
auftragt werden. 


§ 16. 

(1) Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes führt auch die Aufſicht des 
Staates über die Selbſtverwaltung der kreisangehörigen Städte mit nicht mehr als 10 000 Ein⸗ 
wohnern und der Zweckverbände, denen keine Städte mit höherer Einwohnerzahl angehören. 8 28 
Abi. 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover bleibt unberührt. 

(2) Das Staatsminiſterium kann für einzelne Regierungsbezirke die im Abſ. 1 genannte 
Einwohnergrenze heraufſetzen. 


§ 17. 

Der Landrat führt die Aufſicht des Staates über die den Schulverbänden (Schulſozietäten) 
obliegende Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen (§S 1 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes) in 
allen Schulverbänden, die lediglich aus ſolchen kreisangehörigen Gemeinden beſtehen, deren Selbſt⸗ 
verwaltung er beauffichtigt. 


§ 18. 

Der Schulrat führt die ſtaatliche Schulaufſicht über die öffentlichen und privaten Volks⸗ 
und mittleren Schulen, ſoweit nicht das Staatsminiſterium den Regierungspräſidenten für zuſtändig 
erklärt. Den Gemeinden und ihren Organen verbleibt die ihnen übertragene Teilnahme an der 
ſtaatlichen Schulaufficht. 


19. 
Soweit der Landrat, der Schulrat ($ 18) oder ein Kreisamt (§S 13 Abſ. 3) Aufſichtsbehörde 
iſt, iſt der Kreisausſchuß Beſchlußbehörde in denjenigen Fällen, in welchen Verfügungen der Auf- 
ſichtsbehörde der Zuſtimmung oder Anhörung einer Beſchlußbehörde bedürfen. 


§ 20. 
Die Aufgaben der Kulturbauämter gehen auf die Regierungspräſidenten über. Soweit die 
Wahrnehmung örtlicher Aufgaben der Kulturbauverwaltung durch beſondere ſtaatliche Beamte not⸗ 
wendig bleibt, erfolgt ſie nach näherer Beſtimmung der zuſtändigen Miniſter. 


C. Rechtsmittel. 
a § 21. 

(J) Die geſetzlichen Friſten für die Anbringung der Beſchwerde gegen Verfügungen, Beſchlüſſe 
und Beſcheide von Behörden der allgemeinen Landesverwaltung, mit Ausnahme der Angelegen⸗ 
heiten der Steuerverwaltung, ferner der Beſchwerden im Beſchlußverfahren und im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren ſowie die geſetzliche Friſt gegen die Anbringung der Klage oder eines Rechtsmittels 
im Verwaltungsſtreitverfahren betragen zwei Wochen. 
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(2) Die Friſt iſt, ohne Rückſicht darauf, ob die Geſetze die Anbringung bei einer beſtimmten 
Stelle vorſchreiben, gewahrt, wenn das Rechtsmittel rechtzeitig bei der Stelle angebracht wird, die 
die angefochtene Verfügung (Beſcheid, Beſchluß, Urteil) erlaſſen hat. 


§ 22. 

() Soweit Geſetze und Verordnungen gegen Verfügungen und Beſcheide des Oberpräſidenten 
als Rechtsmittel die Beſchwerde an den Fachminiſter vorſehen, findet dieſe Beſchwerde nicht mehr 
ſtatt. Das Staatsminiſterium iſt jedoch ermächtigt, zu beſtimmen, daß und in welchen Fällen aus⸗ 
nahmsweiſe die bisherigen Vorſchriften über die Zuläſſigkeit der Beſchwerde an den Fachminiſter 
aufrechterhalten werden. 

(2) Soweit der Beſchwerdebeſcheid des Fachminiſters gegenüber Verfügungen und Beſcheiden 
des Oberpräſidenten bisher Vorausſetzung für einen weiteren Rechtsgang war, tritt die Verfügung 
oder der Beſcheid des Oberpräſidenten verfahrensrechtlich an die Stelle der Beſchwerdeentſcheidung 
des Fachminiſters. 


§ 23. 

(1) Soweit Geſetze und Verordnungen gegen Verfügungen und Beſcheide von Behörden der 
allgemeinen Landesverwaltung als Rechtsmittel die Beſchwerde an den Oberpräſidenten vorſehen, 
findet dieſe Beſchwerde nicht mehr ſtatt. Das Staatsminiſterium iſt jedoch ermächtigt, zu be⸗ 
ſtimmen, daß und in welchen Fällen ausnahmsweiſe die bisherigen Vorſchriften über die Zu— 
läſſigkeit der Beſchwerde an den Oberpräſidenten aufrechterhalten werden. 

(2) Soweit der Beſchwerdebeſcheid des Oberpräſidenten gegenüber Verfügungen und Be— 
ſcheiden von Behörden der allgemeinen Landesverwaltung bisher Vorausſetzung für einen weiteren 
Rechtsgang war, tritt der Beſcheid oder Beſchwerdebeſcheid des Regierungspräſidenten verfahrens— 
rechtlich an die Stelle der Beſchwerdeentſcheidung des Oberpräſidenten. 


§ 24. 

(1) Gegen Beſchlüſſe, Verfügungen und Beſcheide von Kreisbehörden ($ 12) findet innerhalb 
der Friſt (§ 21) die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten ſtatt. Soweit bisher geſetzlich ein 
Beſchlußverfahren oder Verwaltungsſtreitverfahren zugelaſſen war, bewendet es hierbei. 

(2) Beſchlußbehörde und Verwaltungsgericht erſter Inſtanz iſt, ſoweit ſich nicht aus den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung etwas anderes ergibt, für alle Angelegenheiten, in denen der Aufſicht 
des Landrats unterſtehende Gemeinden, Gemeindeverbände oder Schulverbände (Schulſozietäten) 
als Partei oder Antragſteller beteiligt find, der Kreisausſchuß. § 30 Satz 2 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes findet auf den Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes entſprechende Anwendung, ſoweit es ſich 
um Verfügungen des Landrats handelt. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden auf Verfügungen und Beſcheide von Kreis— 
ämtern ($ 13) mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß das Beſchlußverfahren oder Ber- 
waltungsſtreitverfahren auch ſtattfindet, ſoweit es bisher gegen Verfügungen oder Beſcheide einer 
der Kreisbehörden, die in dem Kreisamte zuſammengeſchloſſen ſind, vorgeſehen war. 

(4) Für das Verfahren des Kulturamtsvorſtehers, auch hinſichtlich der Rechtsmittel gegen 
ſeine Entſcheidungen, bewendet es bei den bisherigen Vorſchriften. 


§ 25. 

() Gegen Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes findet die Beſchwerde an den Provinzialrat nicht 
mehr ſtatt. Soweit gegen die Beſchwerdeentſcheidung des Provinzialrats ein weiteres Rechtsmittel 
gegeben war, iſt dieſes fortan gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes zuläſſig. 

(2) Gegen Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes findet die unmittelbare Beſchwerde an den Pro: 
vinzialrat nicht mehr ſtatt; an ihre Stelle tritt die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß (§ 121 des 
Landesverwaltungsgeſetzes). Das gleiche gilt, ſoweit bisher gegen Verfügungen von Verwaltungs- 
behörden unmittelbar die Beſchwerde an den Provinzialrat zugelaſſen war. 
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8 26. 

Über die Klage gegen Zwangsetatiſierungsverfügungen gegenüber Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbänden, über deren Selbſtverwaltung der Regierungspräſident die Aufſicht des Staates führt 
(88 19 und 48 des Zuſtändigkeitsgeſetzes, 8 180 der Kreisordnung für die öſtlichen Provinzen nebſt 
den entſprechenden Vorſchriften für die anderen Landesteile) entſcheidet in erſter Inſtanz der 
Bezirksausſchuß. 


§ 27. 

() Gegen Urteile des Bezirksausſchuſſes findet, ſoweit ſie nicht nach geſetzlicher Vorſchrift 
endgültig ſind oder der ordentliche Rechtsweg oder die Berufung an das Bundesamt für das Heimat⸗ 
weſen zugelaſſen tft, lediglich die Reviſion nach Maßgabe der SS 93 ff. des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes ſtatt. 

(2) Die Reviſionsſumme (Artikel 1 Nr. 7 des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Ver⸗ 
waltung vom 13. Mai 1918 — Geſetzſamml. S. 53 —) beträgt 1000 AM. 


§ 28. 

(1) Die Zuſtändigkeit des Oberlandeskulturamts geht auf das Oberverwaltungsgericht über. 
Zur Entſcheidung in Landeskulturangelegenheiten wird ein Senat beſtellt, der hierbei die Bezeich⸗ 
nung „Landeskulturſenat“ führt. 

(2) Dieſem Senate kann die Entſcheidung auch in anderen Angelegenheiten übertragen werden, 
für welche die Zuſtändigkeit des Oberverwaltungsgerichts begründet iſt. 

(3) Auf den Landeskulturſenat finden die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung 
der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsgerichtsverfahren, vom 3. Juli 1875 (Geſetzſamml. 
S. 328) Anwendung. 

(4) Die Regelung des Verfahrens in den im Abf. 1 bezeichneten Angelegenheiten erfolgt 
durch beſondere Verordnung. f 

(5) Die zuſtändigen Miniſter ſind befugt, Kommiſſare zur Wahrnehmung des öffentlichen 
Intereſſes zu beſtellen, die mit ihren Ausführungen und Anträgen vor der Beſchlußfaſſung des 
Senats zu hören ſind. 

(6) Die bisherigen Mitglieder des Oberlandeskulturamts treten zum Oberverwaltungsgericht 
uber, auch ſoweit fie die im § 17 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungs⸗ 
gerichte und das Verwaltungsgerichtsverfahren, vorgeſchriebene Befähigung nicht beſitzen. 


D. Ablieferung der Staatsſteuern. 


§ 29. 

Zur Sicherung der Ablieferung der von den Gemeinden eingehobenen Staatsſteuern (Grund⸗ 
vermögenſteuer, Hauszinsſteuer, Schlachtſteuer) kann der Finanzminiſter für die ſäumigen Ge⸗ 
meinden einen Staatsbeamten mit der Wirkung beſtellen, daß dieſer berechtigt iſt, die getrennte 
Verwaltung der eingehobenen Staatsſteuern anzuordnen und der Gemeindekaſſe unmittelbar Zah⸗ 
lungsanweiſung zu erteilen mit der Maßgabe, daß dieſen Anweiſungen bis zur Höhe der vom Zeit⸗ 
punkt der Beſtellung an eingehobenen Beträge der Vorrang vor allen übrigen Zahlungsanweiſungen 
an die Gemeindekaſſe zuſteht. 


E. Zwangsvollſtreckung gegen den Staat. 


8 30. 

(1) Die Zwangsvollſtreckung gegen den Preußiſchen Staat erfolgt einheitlich im ganzen 
Staatsgebiet im Verwaltungsweg. Die nähere Regelung im Einzelfall trifft der zuſtändige Fach⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden keine Anwendung, ſoweit dingliche Rechte verfolgt 
werden. 
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F. Beſondere Vorſchriften für einzelne Landesteile. 
ö s 31. 

( Präſident des Bezirksausſchuſſes Berlin iſt der Oberpräſident in Berlin. Er wird ver⸗ 
treten von dem Präſidenten der Bau- und Finanzdirektion in Berlin und, wenn auch dieſer behindert 
iſt, im Vorſitz von dem Verwaltungsgerichtsdirektor, im übrigen von einem durch das Staats⸗ 
miniſterium zu ernennenden Stellvertreter. 

(2) Die zu wählenden Mitglieder des Bezirksausſchuſſes Berlin werden von dem Stadt⸗ 
gemeindeausſchuſſe gewählt. Von der Wählbarkeit ſind die Beamten der Hauptſtadt Berlin und der 
Berliner Bezirksverwaltungen ſowie die Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung, der Bezirks⸗ 
verſammlungen, des Stadtgemeindeausſchuſſes, der Deputationen und Kommiſſionen ausgeſchloſſen. 

(8) Die Vorſchriften über die fachliche Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes Berlin bleiben 
unberührt. 

(4) Die Zuſtändigkeit des Miniſters des Innern als Aufſichtsbehörde zweiter Inſtanz gemäß 
§ 7 Abſ. 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes fällt fort. 

(6) Die Zuſtändigkeit des Oberpräſidenten von Berlin gemäß § 47 Abſ. 2 zu d des Polizei⸗ 
verwaltungsgeſetzes bleibt unberührt. 

(6) Die Vorſchrift des 8 3 Abſ. 1 Sat 2 des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechts⸗ 
wegs, vom 24. Mai 1861 (Geſetzſamml. S. 241) wird aufgehoben. 

() Das Oberverſicherungsamt Berlin wird der Bau- und Finanzdirektion angegliedert; den 
Vorſitz übernimmt der Präſident der Bau- und Finanzdirektion. 


§ 32. 
In den Hohenzolleriſchen Landen gelten folgende Vorſchriften: 

1. Die von dem Kommunallandtage zu erlaſſenden Reglements über die beſonderen dienſt⸗ 
lichen Verhältniſſe der Landeskommunalbeamten unterliegen der Genehmigung des 
Regierungspräſidenten. 

2. Die Vorſchrift des § 80 der Hohenzolleriſchen Amts⸗ und Landesordnung in der 
Faſſung vom 9. Oktober 1900 (Geſetzſamml. S. 323) bleibt unberührt. 

3. Im übrigen tritt der Regierungspräſident an die Stelle des Miniſters des Innern, 
ſoweit dieſer Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz war. Die Zuſtändigkeit des Miniſters 
des Innern als Aufſichtsbehörde zweiter Inſtanz fällt fort. 

4. Die vom Provinzialſchulkollegium Koblenz wahrgenommenen Aufgaben gehen auf 
einen vom Staatsminiſterium beſtimmten Oberpräſidenten über. 


G. Anderung einzelner geſetzlicher Vorſchriften. 
§ 33. 
Das Polizeiverwaltungsgeſetz wird wie folgt geändert: 
1. § 45 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Gegen die polizeiliche Verfügung einer Orts⸗ oder Kreispolizeibehörde ſteht 
demjenigen, in deſſen Rechte ſie unmittelbar eingveift, innerhalb von zwei Wochen 
nachdem die polizeiliche Verfügung ihm zugeſtellt, zugegangen oder zu ſeiner Kenntnis 
gekommen iſt, die Beſchwerde zu. 

2. § 47 Abſ. 2 zu e wird geſtrichen. 
3. § 49 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Gegen einen abweiſenden Beſchwerdebeſcheid und gegen die polizeiliche Ver⸗ 
fügung einer Landespolizeibehörde findet binnen zwei Wochen die Klage im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren ſtatt. Verwaltungsgericht erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß. 

4. Im $ 62 Abſ. 1 Satz 1 werden hinter dem Worte „Polizeiaufſichtsbehörde“ die 
Worte „in Berlin an den Oberpräſidenten“ eingefügt. 
5. § 76 Abſ. 2 wird geſtrichen. 
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§ 34. 
Das Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) wird wie folgt geändert: 
1. S 125 Abſ. 2 wird geſtrichen. 
2. Im 8 146 Abſ. 2 werden die Worte „dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten“ erſetzt 
durch „dem Bezirksausſchuſſe Berlin“. 


§ 35. 
§ 10 Abſ. 2 des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) erhält folgende 
Faſſung: 
Die Fluchtlinienpläne der Stadt Berlin bedürfen der Genehmigung des 
Staatsminiſteriums, ſoweit es ſich um Grundſtücke des Reichs und des Staates 


handelt. 
Kapitel II. 
Gemeindeverwaltung. 
A. Anderung von Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungsrechts. 
§ 36. 


() In Stadtgemeinden mit einer Einwohnerzahl bis zu 3000 kann durch Ortsſatzung die 
Stelle eines ehrenamtlichen unbeſoldeten Bürgermeiſters eingerichtet werden. 

(2) Die Ortsſatzung bedarf der Genehmigung der Beſchlußbehörde. 

(3) Mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde kann dem Bürgermeiſter neben dem Erſatze 
ſeiner baren Auslagen eine angemeſſene Entſchädigung für ſeine amtliche Mühewaltung gewährt 
werden. 

8 37. 

Veränderungen der Grenzen eines Amtsbezirkes erfolgen durch den Oberpräſidenten 
im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe nach vorheriger Anhörung der Beteiligten und 
des Kreisausſchuſſes. 


§ 38. 

() Der Oberpräſident iſt befugt, im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe die Bezirke 
von Stadtgemeinden bis zu 3000 Einwohnern bezüglich der Verwaltung der Polizei nach Anhörung 
der Beteiligten und des Kreisausſchuſſes des beteiligten Kreiſes mit einem benachbarten Amtsbezirke 
zu vereinigen, ſofern dies im öffentlichen Intereſſe notwendig iſt. Das gleiche gilt für die 
Vereinigung bezüglich der Verwaltung der Polizei von Gemeinde- (Guts⸗) bezirken mit einer 
benachbarten kreisangehörigen Stadtgemeinde. 

(2) Falls eine Einigung unter den Beteiligten nicht zuſtande kommt, wird der Beitrag der 
Stadt- (Land⸗) gemeinde (des Gutsbezirkes) zu den Koſten der Amtsverwaltung (ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltung) von dem Bezirksausſchuſſe feſtgeſetzt. 

(3) Iſt in einer Stadtgemeinde die Stelle eines ehrenamtlichen unbeſoldeten Bürgermeiſters 
gemäß $ 36 eingerichtet, jo muß die Stadtgemeinde auf ihren Antrag mit einem benachbarten 
Amtsbezirke bezüglich der Verwaltung der Polizei vereinigt werden. Im übrigen finden die 
Vorſchriften in Abſ. 1 und 2 entſprechende Anwendung. 


§ 39. 

() Zur Erzielung von Erſparniſſen in der Verwaltung kann bei enger örtlicher, wirtſchaft⸗ 
licher und gemeindlicher Verbundenheit zwiſchen einem Amte und einer Stadt auf Antrag der 
Amtsvertretung der Regierungspräſident den Bürgermeiſter der Stadt kommiſſariſch, jedoch längſtens 
auf die Dauer ſeiner Wahlperiode, zum Bürgermeiſter des Amtes ernennen. Entſprechendes gilt, 
wenn die Stadtverordnetenverſammlung die kommiſſariſche Ernennung des Bürgermeiſters des 
Amtes zum Bürgermeiſter der Stadt beantragt. In dieſem Falle erfolgt, wenn der Amtsbürger⸗ 
meiſter auf Lebenszeit angeſtellt iſt, die kommiſſariſche Ernennung auf die Dauer von zwölf Jahren, 
jedoch nicht über den Zeitpunkt hinaus, in dem der Bürgermeiſter die Altersgrenze erreicht. 


: | 
2 
V 
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(2) Die Dienſtbezüge des Bürgermeiſters, ſein Ruhegehalt und die Verſorgung der Hinter⸗ 
bliebenen werden durch übereinſtimmende Beſchlüſſe des Gemeindevorſtandes der Stadt und des 
Kreisausſchuſſes nach Anhörung der Amtsvertretung geregelt. Kommt eine Vereinbarung nicht 
zuſtande, jo entſcheidet der Regierungspräſident. 

(3) Über die Verteilung der gemäß Abſ. 2 entſtehenden Aufwendungen auf die Beteiligten 
beſchließt, falls eine Vereinbarung hierüber nicht zuſtande kommt, der Bezirksausſchuß. 


§ 40. 
3 
Neuwahlen zu den Amtsvertretungen, die infolge der Anderung von Amtsgrenzen erforderlich 
werden, ziehen Neuwahlen zu den Gemeindevertretungen der amtsangehörigen Gemeinden nicht 


nach ſich. 


§ 41. 

Im Geltungsbereich des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte und 
Flecken in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 14. April 1869 (Geſetzſamml. S. 589) werden 
ſämtliche Mitglieder des Magiſtrats von der Stadtverordnetenverſammlung und in Städten, 
in denen die einfachere Städteordnung eingeführt iſt, ſowie in Flecken die Bürgermeiſter, wenn ſie 
beſoldet ſind, durch die Gemeindevertretung gewählt. 


S 42. 
Die Diſtriktskommiſſare in der Provinz Grenzmark Poſen-⸗Weſtpreußen find aufzuheben. 
Den Zeitpunkt beſtimmt der Miniſter des Innern. Mit der Aufhebung treten die Vorſchriften des 
4. Abſchnitts des 2. Titels der Kreisordnung für die öſtlichen Provinzen in der beim Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung geltenden Faſſung in dieſen Gebietsteilen in Kraft. 


B. Swangspollftredung gegen Gemeinden und Gemeindeverbände. 
S 43. 

() Zur Einleitung der Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen Gemeinden und 
Gemeindeverbände bedarf es der Beibringung eines Beſchluſſes der Beſchlußbehörde. 

2) Die Beſchlußbehörde hat auf Antrag des Gläubigers die Vermögensgegenſtände zu be— 
ſtimmen, in die eine Zwangsvollſtreckung zugelaſſen wird, und über den Zeitpunkt zu befinden, 
zu dem dieſe ſtattfindensſoll. 

(8) Die Beſchlußbehürde darf die Zwangsvollſtreckung in gemeindliche Vermögensgegenſtände 
nicht zulaſſen, wenn dadurdh der geordnete Gang der Verwaltung oder die Verſorgung der Be— 
völkerung gefährdet wird. 

() Im übrigen regelt ſich die Durchführung der Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung. 

(5) Auf Zwangsvollſtreckungen, die im Verwaltungszwangsverfahren erfolgen, finden die 
Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 ſinngemäß Anwendung. Der Antrag (Abſ. 2) iſt von der Voll 
ſtreckungsbehörde zu ſtellen. 

(6) Gegen die Entſcheidung der Beſchlußbehörde ſteht der Aufſichtsbehörde, der Gemeinde (dem 
Gemeindeverband) und dem Gläubiger ſowie aus Gründen des öffentlichen Wohles auch dem Vor⸗ 
ſitzenden der Beſchlußbehörde die Beſchwerde offen. Über die Beſchwerde entſcheidet der Miniſter des 
Innern endgültig. Die Vorſchriften des § 123 des Landesverwaltungsgeſetzes finden Anwendung. 

(0 Die vorſtehenden Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit dingliche Rechte verfolgt 
werden. 


S 44. 
Ein Konkursverfahren über das Vermögen einer 
findet nicht ſtatt. 


meinde oder eines Gemeindeverbandes 


% eil. 
Beet 


* 5 
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2 leben, 8 45. 
„, J, , . () Auf Antrag der Aufſichtsbehörde kann die Beſchlußbehörde ein Verteilungsverfahren ein⸗ 
N leiten, wenn dies zu gleichmäßiger Befriedigung mehrerer Gläubiger erforderlich iſt. 


alle hat zunächſt ein Aufgebotsverfahren ſtattzufinden, nach deſſen Ablaufe 
die Befriedigung der Gläubiger wegen ſolcher Geldforderungen, die innerhalb der von der Be⸗ 
ſchlußbehörde in dem Aufgebote beſtimmten Ausf ſchlußfriſt nicht angemeldet worden ſind, in dem 
Verfahren gemäß Abſ. 1 ausgeſchloſſen iſt. 

(3) Das Nähere wird durch eine von dem Miniſter des Innern zu erlaſſende Verordnung 
geregelt. 


(2) In dieſem 


S 46. 

() Erfüllt eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband eine anerkannte oder gerichtlich feſt⸗ 
geſtellte Verbindlichkeit trotz Fälligkeit nicht, jo kann die Beſchlußbehörde, wenn die Nichterfüllung 
zu beſonderen Schwierigkeiten oder Nachteilen für eine geordnete Verwaltung oder für den öffent⸗ 
lichen Kredit führen kann, auf Antrag der Aufſichtsbehörde oder auf Antrag des Gläubigers nach 
Anhörung der Aufſichtsbehörde 

a) die Nichtleiſtung oder Herabſetzung in den Haushaltsplan der Gemeinde oder des 
Gemeindeverbandes eingeſtellter Ausgaben anordnen, 
b) die außerordentliche Einſtellung von Mehreinnahmen in den Haushaltsplan der Ge⸗ 
meinde oder des Gemeindeverbandes anordnen, indem ſie 
1. gemeindliche Steuern, Gebühren und Beiträge, 
2. Tarife gemeindlicher Verſorgungsbetriebe 
erhöht. 

) Die Beſchlußbehörde kann ferner in den Fällen, in denen fie gemäß § 43 Ab. 3 die 

Zwangsvollſtreckung in gemeindliche Vermögensgegenſtände nicht zulaſſen darf, anordnen, daß 

dieſe Vermögensgegenſtände durch eins von ihr beſtellte Perſon verwaltet werden, ſofern dies zur 
Befriedigung der Gläubiger angezeigt erſcheint, und die Aufrechterhaltung des geordneten Ganges 
der Verwaltung oder die Verſorgung der Bevölkerung dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Die Vorſchriften des § 43 a finden entſprechende Anwendung. 


8 47. 
Beſchlußbehörde tft in den Fällen der SS 43, 45 und 46 der Bezirksausſchuß, für den Sied⸗ 
lungsverband Ruhrkohlenbezirk der Verbandsrat (§ 26 des Geſetzes vom 5. Mai 1920 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 286 —). 


übergangs⸗ und Schluß vorſchriften. 
8 48. 

Auf Beamte, deren Stellen infolge der organiſatoriſchen Maßnahmen dieſer Verordnung 
wegfallen, findet die Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) mit den zur Abänderung 
und Ergänzung dieſer Verordnung ergangenen und noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften 
Anwendung. 

§ 49. 

Soweit dieſe Verordnung die Zuſtändigkeit oder das Verfahren von Verwaltungsbehörden, 
Beſchlußbehörden und Verwaltungsgerichten ändert, gelten für die zur Zeit des Inkrafttretens 
anhängigen Sachen folgende Vorſchriften: 

1. Angelegenheiten, in denen die bisher zuſtändige Behörde erſter Inſtanz noch nicht 
entſchieden hatte, ſind an die nunmehr zuſtändige Behörde abzugeben. Sie werden 
nach Maßgabe der neuen Vorſchriften entſchieden. Die Beteiligten ſind zu 8 
richtigen. 
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2. Waren Angelegenheiten von der bisher zuſtändigen Behörde bereits entſchieden, iſt 
aber dieſe Entſcheidung noch nicht unanfechtbar oder rechtskräftig geworden, ſo gelten, 
wenn das Rechtsmittel zwar noch nicht eingelegt iſt, aber innerhalb der bisher vor⸗ 
geſehenen Rechtsmittelfriſt das bisher zuläſſige Rechtsmittel eingelegt wird, die bis⸗ 
herigen Vorſchriften mit folgenden Maßgaben: 

a) an Stelle wegfallender Behörden entſcheidet diejenige Behörde, welche die Ge— 
ſchäfte der wegfallenden übernommen hat; 

b) an Stelle des Provinzialrats entſcheidet der Oberpräſident; 

e) im Verwaltungsſtreitverfahren findet die Berufung und die Reviſion an das 
Oberverwaltungsgericht nach den bisherigen Vorſchriften ſtatt. 

3. Angelegenheiten, in denen das Rechtsmittel bei der bisher zuſtändigen Behörde 
höherer Inſtanz bereits eingelegt iſt, werden nach den bisherigen Vorſchriften zu Ende 
geführt. Dabei finden die Vorſchriften der Nr. 2 zu a bis c entſprechende Anwendung. 


§ 50. 
Die bisherigen gewählten Mitglieder des Bezirksausſchuſſes für den Stadtkreis Berlin bleiben 
bis zur Neuwahl der Stadtverordnetenverſammlung im Amte. 


8.51. 
Soweit dieſe Verordnung nichts anderes beſtimmt, werden der Minifter des Innern und der 
Finanzminiſter ermächtigt, im Benehmen mit dem zuſtändigen Fachminiſter die Vorſchriften dieſer 
Verordnung durchzuführen und die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 


8 52. 

Die Vorſchriften der SS 33—51 treten am 1. Oktober 1932, die übrigen am 1. April 
1933 in Kraft. Zur gleichen Zeit treten die dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften 
außer Kraft; insbeſondere wird die Oberpräſidialinſtruktion vom 31. Dezember 1825 (Geſetzſamml. 
1826 S. 1) aufgehoben. 


Berlin, den 3. September 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 


von Papen. Bracht. Scheidt. Muſſehl. Ernſt. 
Hölſcher. Lammers. Schleuſener. 


(Nr. 13782.) Verordnung zur Ergänzung und zur Verlängerung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung 
vom 19. September 1927 (Geſetzſamml. S. 177) und der Verordnung zur Ausdehnung 
der Pachtſchutzordnung auf Jagdpachtverträge vom 19. September 1927 (Geſetzſamml. 
S. 186). Vom 23. Auguſt 1932. 


Auf Grund der Pachtſchutzordnung des Reichs vom 23. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 152) 
in Verbindung mit dem Geſetze vom 12. Juli 1927 (Reichsgeſetzbl. I S. 179) und der Verordnung 
des Reichspräſidenten über Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe und der Sozial- 
verſicherung ſowie zur Erleichterung der Wohlfahrtslaſten der Gemeinden vom 14. Juni 1932 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 273) Vierter Teil Kapitel IV wird die Preußiſche Pachtſchutzordnung vom 
19. September 1927 (Geſetzſamml. S. 177) in der Faſſung der Verordnung vom 8. Juni 1931 
(Geſetzſamml. S. 106) geändert wie folgt: 


D. Grunau, flo! ten. str. 12% 
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TE 
Hinter § 47 wird eingeſchoben: 
S 47 a. 


() Wird von einer der Parteien die Einholung eines Rechtsentſcheids über eine 
beſtimmte Rechtsfrage beantragt, ſo hat das Landgericht über den Antrag durch begründeten 
Beſchluß zu entſcheiden. 

(2) Gegen den die Einholung eines Rechtsentſcheids ablehnenden Beſchluß des Land⸗ 
gerichts ſteht dem Antragſteller binnen der Notfriſt von einer Woche ſeit Zuſtellung die 
Beſchwerde an das Kammergericht zu. 

(3) Das Landgericht darf eine Entſcheidung zur Hauptſache nur verkünden, wenn inner⸗ 
halb der im Abſ. 2 bezeichneten Notfriſt die Einlegung einer Beſchwerde nicht zu den Akten 
angezeigt iſt oder wenn die Beſchwerdeentſcheidung des Kammergerichts vorliegt. 

(4) Lehnt das Kammergericht die Erteilung eines Rechtsentſcheids ab, weil es deſſen 
Vorausſetzungen nicht für gegeben erachtet, ſo wird von dem Antragſteller eine Gerichts⸗ 
gebühr in Höhe von 3 vom Hundert des für die Gebührenberechnung des Landgerichts 
maßgebenden Wertes (§ 53 Abſ. 1 Satz 1) erhoben. Im übrigen kommen für das Rechts⸗ 
entſcheidsverfahren Gerichts- oder Anwaltsgebühren nicht zum Anſatz. 


II. 


Im 8 58 Abf. 1 treten an die Stelle der Worte „am 30. September 1932 außer Kraft“ die 
Worte „am 30. September 1934 außer Kraft“. 


Berlin, den 23. Auguſt 1932. 
Zugleich für den Preußiſchen Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, 
den Preußiſchen Miniſter für Volkswohlfahrt und den Preußiſchen Finanzminiſter 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
Hölſcher. 
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